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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
EU Europäische Union

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
AVS Assurance-vieillesse et survivants
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
UE Union européenne
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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Politique gouvernmentale

Nur drei Tage nach der Beratung der Legislaturplanung 2019–2023 im Nationalrat,
debattierte der Ständerat die Differenzen. Anders als bei regulären Debatten schaltet
sich bei der Legislaturplanung die Einigungskonferenz bereits im Falle von Differenzen
nach der ersten Beratung ein. Sie hatte sich der 26 Abweichungen angenommen, die
durch die Ergänzungen durch den Nationalrat entstanden waren. 
Die Mehrheit der Vorschläge des Nationalrats wurden von der Einigungskonferenz zur
Übernahme empfohlen oder sprachlich leicht angepasst. Fünf Änderungen der grossen
Kammer stiessen hingegen auf Widerstand. Zur Streichung beantragt wurde der
Vorschlag des Nationalrats, ausgeglichene und stabile Bundesfinanzen im
Legislaturprogramm festzuschreiben. Auch die Stabilisierung der Personalausgaben
wollte die Einigungskonferenz nicht als Ziel festhalten. Die Wirtschaftsbeziehungen mit
der EU, mit Grossbritannien und den USA sollten zwar gewährleistet, aber nicht vertieft
werden. Bei der Bildung- und Forschungspolitik soll laut der Einigungskonferenz die
Chancengleichheit nicht als Ziel festgehalten werden. Und auch der flächendeckende
Ausbau der 5G-Technologie soll nicht als Legislaturziel formuliert werden. 
Der Ständerat folgte mit Ausnahme zweier Anträge allen Empfehlungen der
Einigungskonferenz. Insbesondere aus redaktionellen Gründen wollte eine knappe 20
zu 16 Stimmen-Mehrheit zum einen die Ausführungen zu einer
Aussenwirtschaftsstrategie streichen. Zum anderen wurde das Ziel einer Botschaft für
eine weitere AHV-Reform noch in der laufenden Legislatur als zu ambitiös erachtet.
Auch Bundespräsidentin Simonetta Sommaruga plädierte dafür, hier dem Antrag der
Einigungskonferenz nicht zu folgen, da ein mehrheitsfähiger Kompromiss im AHV-
Dossier, das grossen Reformbedarf aufweise, Zeit brauche. Die abgelehnten Punkte
wurden definitiv aus dem Legislaturprogramm gestrichen und die Behandlung des
Geschäfts war für den Ständerat damit abgeschlossen. Es ging freilich noch einmal
zurück an den Nationalrat. Man habe die Legislaturplanung also noch verabschieden
können, bevor die Legislatur zu Ende sei, schloss Ständeratspräsident Hans Stöckli (sp,
BE) die Debatte. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.09.2020
MARC BÜHLMANN

Damian Müller (fdp, AG) ergriff in der Sommersession 2021 gleichzeitig als Urheber
seiner parlamentarischen Initiative für eine Entschlackung der Legislaturplanung und
als Kommissionssprecher der SPK-SR, die seinen Vorstoss mit 10 zu 3 Stimmen
unterstützte, das Wort. Die Debatte in der kleinen Kammer war nötig geworden, weil die
SPK-NR die Initiative zur Ablehnung empfohlen hatte. Müller bezeichnete das Argument
der nationalrätlichen Kommission, seine Idee würde das Parlament entmachten, als
nicht stichhaltig. Die Möglichkeiten, die das Parlament bei der Legislaturplanung habe,
seien sowieso schon sehr beschränkt. Die «Beerdigung» des Rahmenabkommens durch
den Bundesrat zeige zudem, dass sich dieser selber nicht an die Legislaturplanung
halte. Von einer Entmachtung zu sprechen sei also nicht angebracht. Statt alle vier
Jahre im Rahmen der Legislaturplanung «Scheindebatten» zu führen, müssten die
bestehenden Instrumente genutzt werden. Mit Vorstössen könne mehr bewegt werden
als mit der letztlich wirkungslosen Beratung der Legislaturplanung – so der Aargauer
Freisinnige. Hans Stöckli (sp, BE) wehrte sich gegen die Idee und setzte sich für den
Minderheitsvorschlag gegen Folgegeben ein. Er merkte an, dass das Parlament eine
aktive, gestalterische Rolle spielen müsse und die wichtige Legislaturplanung nicht
einfach zur Kenntnis nehmen dürfe. Die Mehrheit der Kantonsvertreterinnen und
-vertreter sah dies jedoch anders und gab der Initiative Müller mit 25 zu 13 Stimmen
Folge. Damit geht das Geschäft wieder zurück an die SPK-NR. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 02.06.2021
MARC BÜHLMANN

1) AB SR, 2020, S. 900 ff.
2) AB SR, 2021 S. 432 f.
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